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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Ist die Bedingung des Schweizer Bürgerrechts zur Ausübung des Berufs der
Zivilstandsbeamtin oder des Zivilstandsbeamten beizubehalten? Eine Prüfung dieser
Frage forderte die Grüne Nationalrätin Marionna Schlatter (gp, ZH) mittels eines
Postulats. Die Voraussetzung, dass Zivilstandsbeamte zwingend das Schweizer
Bürgerrecht haben müssten, sei nicht mehr zeitgemäss und stelle eine Diskriminierung
auf dem Arbeitsmarkt dar. Ein Migrationshintergrund zusammen mit einer sehr guten
Integration könne für die Ausübung dieser Tätigkeit äusserst hilfreich und bereichernd
sein, so die Postulantin. Justizministerin Karin Keller-Sutter hielt dieser Argumentation
entgegen, dass die Aufgaben von Zivilstandsbeamten für den Rechtsstaat tragend seien.
Der Bundesrat erachte es deshalb als von grossem öffentlichem Interesse, dass die
Zivilstandsbeamtinnen und -beamten mit den gesellschaftlichen und politischen
Verhältnissen in der Schweiz vertraut seien. Entgegen der Empfehlung des Bundesrats
überwies der Nationalrat jedoch das Postulat in der Frühjahrssession 2022 mit 110 zu
80 Stimmen. 1

POSTULAT
DATUM: 02.03.2022
CATALINA SCHMID

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Mit dem Postulat Feri sollte eine Prüfung der Vereinbarkeit von Beruf, Familie und
Politik vorgenommen werden. Yvonne Feri (sp, AG) wies in ihrem Anliegen darauf hin,
dass sich die Parlamentsarbeit stark verändert habe, die Komplexität der Dossiers
zunehme und immer mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier Familienarbeit
übernähmen. Eine Studie habe zudem gezeigt, dass Parlamentsmitglieder sehr viel Zeit
für politische Arbeit aufwendeten. Um Milizarbeit leben zu können, müsse also die
Vereinbarkeit von Parlamentsarbeit, Beruf und Betreuungsarbeit analysiert werden.
Dies sah auch das Büro-NR so und erwähnte in seiner Begründung gleich einen ganzen
Strauss verschiedener Vorstösse, die in letzter Zeit ähnliche Ideen verfolgt hatten. Die
parlamentarischen Initiativen Aebischer (sp, BE; Pa.Iv. 15.445), Roth-Bernasconi (sp, GE;
Pa.Iv. 14.463), Feri (Pa.Iv. 13.410), Galladé (sp, ZH; Pa.Iv. 11.453) und Dupraz (fdp, GE;
Pa.Iv. 04.483), oder die Postulate Feri (Po. 13.3691), Teuscher (gp, BE; Po. 06.3844) oder
Zisyadis (pda, VD; Po. 01.3232) seien zwar mehrheitlich erfolglos geblieben, die
Regelmässigkeit der Einreichung dieser Vorstösse zeige aber, dass das Anliegen nicht
nur dauerhaft aktuell sei, sondern zukünftig wohl auch noch an Bedeutung gewinnen
könnte. Das Büro beantragte deshalb Annahme des Postulats und forderte einen
umfassenden Bericht, der auch mögliche Verbesserungen und Anpassungen aufzeigen
sollte. 
Keine Freude an dieser Empfehlung, die in der Regel zu einer stillschweigenden
Überweisung führt, hatte Thomas Aeschi (svp, ZG), der das Postulat bekämpfte, was
bedeutet, dass es in einer der nächsten Nationalratssessionen zur Diskussion
traktandiert werden wird.

POSTULAT
DATUM: 22.03.2019
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2019 kam es schliesslich zur Debatte um das Postulat Feri, das
einen Bericht zu einer besseren Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Politik verlangt.
Yvonne Feri (sp, AG) machte sich für ihr Anliegen stark, indem sie an die Ratskolleginnen
und -kollegen appellierte, ihre Idee als Chance und nicht als Gefahr zu sehen. Die
Arbeitsweise des Parlaments werde seit Jahren mit zahlreichen Vorstössen hinterfragt,
stecke aber nach wie vor in veralteten Strukturen. Ein Überdenken aller möglichen
Varianten könne nicht nur zeigen, ob es vielleicht gar keine Veränderungen brauche,
sondern vielleicht auch ganz neue Wege öffnen. Thomas Aeschi (svp, ZG), der das vom
Büro zur Annahme empfohlene Postulat bekämpft hatte, sah darin hingegen keine
Chance, sondern lediglich eine neue, teure, mit Steuergeldern finanzierte Studie, die
letztlich nichts ändern werde. Es sei besser, konkrete Anliegen vorzubringen, als immer
wieder neue Bericht zu schreiben. Edith Graf-Litscher (sp, TG) nahm Stellung für das
Büro und sah – auch aufgrund der zahlreichen Vorstösse der letzten Jahre – die Zeit
reif für eine fundierte Analyse zur Vereinbarkeit von Ratsarbeit, Familie, Beruf und

POSTULAT
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Ausbildung. Der Nationalrat nahm das Postulat mit 109 zu 62 Stimmen bei 2
Enthaltungen an. 2

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Par 120 voix contre 62 et 2 abstentions , le Conseil national a adopté le postulat de la
CSSS-CN chargeant le Conseil fédéral d'élaborer un rapport sur une stratégie de
renforcement de la Charte sur l'égalité salariale, afin que davantage de cantons, de
communes et d'entreprises parapubliques y adhèrent. Quelques membres de la
commission préconisaient le rejet du postulat. Le Conseil fédéral proposait de rédiger
le rapport dans le cadre des travaux de mise en œuvre de la future Stratégie Egalité
2030. 3

POSTULAT
DATUM: 17.12.2020
DIANE PORCELLANA

Im Dezember 2022 veröffentlichte der Bundesrat seinen Bericht in Erfüllung des
Postulates der WBK-NR zur Stärkung der Charta der Lohngleichheit. Der Bericht
diente zugleich auch zur Erfüllung einer Massnahme der Gleichstellungsstrategie 2030,
die im Handlungsbereich «Berufliches und öffentliches Leben» vorgesehen ist.
Basierend auf einem vom EBG in Zusammenarbeit mit verschiedenen Bundesämtern
erstellten Grundlagendokument zur Charta der Lohngleichheit zeigte der Bericht unter
anderem, dass eine Mehrheit der Kantone, Städte und Unternehmen des Bundes, aber
nur eine Minderheit der Gemeinden und staatsnahen Betriebe die Charta
unterzeichnet haben. Der Bundesrat definierte in der Folge 18 in seinen
Zuständigkeitsbereich fallende Massnahmen, um die Charta zu stärken. Unter anderem
wurden Massnahmen zur Anpassung und Vereinfachung des Lohnanalyse-Tools «Logib»
vorgenommen und das Monitoring der Charta transparenter gemacht, indem dieses
veröffentlicht werden soll. Weiter wurden Massnahmen definiert, um die
Vorbildfunktion der Bundesverwaltung zu stärken. Im Bereich des öffentlichen
Beschaffungswesens plante der Bundesrat eine Optimierung der Prozesse, um
Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern. Schliesslich beauftragte der Bundesrat das
BFS, den Bericht «Analyse der Löhne von Frauen und Männern anhand der
Lohnstrukturerhebung» spätestens sechs Monate nach Abschluss der kompletten
Datenproduktion zu veröffentlichen. 4

POSTULAT
DATUM: 09.12.2022
GIADA GIANOLA

Arbeitnehmerschutz

Nachdem der Bundesrat den Bericht in Erfüllung des Postulates Roduit (mitte, VS), der
eine Prüfung der Massnahmen der Schweiz und der EU-Mitgliedstaaten zur
Bekämpfung von Sozial- und Lohndumping verlangt hatte, publiziert hatte, wurde das
Geschäft in der Sommersession 2022 vom Nationalrat abgeschrieben. Der Bundesrat
hatte das Postulat in seinem Bericht über die Motionen und Postulate 2022 als erfüllt
erachtet und die Abschreibung beantragt. 5

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
GIADA GIANOLA

Soziale Gruppen

Familienpolitik

In der Frühjahrssession 2022 lehnte der Nationalrat ein Postulat Stadler (mitte, UR)
diskussionslos ab, das den Bundesrat aufgefordert hätte, einen Bericht über die
Auswirkungen der Einführung von Betreuungsgutscheinen für die ausserfamiliäre
Kinderbetreuung zu erstellen. Bereits der Bundesrat hatte sich zuvor ablehnend zum
Anliegen geäussert und dies unter anderem damit begründet, dass die Wahl des
Finanzierungsmodells – neben der mit den Betreuungsgutscheinen eingeführten
Subjektfinanzierung besteht die Möglichkeit der Objektfinanzierung (direkte
Unterstützung des Betreuungsanbieters) – alleine den Kantonen und Gemeinden
obliege. Verschiedene Subventionierungssysteme für die ausserfamiliäre
Kinderbetreuung zu evaluieren, liege folglich nicht im Aufgabenbereich des Bundes.
Jedoch verwies der Bundesrat auf einen im Sommer 2021 erschienenen und durch die
EKFF in Auftrag gegebenen Bericht, der die Bezahlbarkeit der verschiedenen

POSTULAT
DATUM: 18.03.2022
MARLÈNE GERBER
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Betreuungsformen sowie kantonale Unterschiede in den Finanzierungssystemen
untersucht. Dieser zeige auf, dass etwa Qualitätsmerkmale der
Betreuungseinrichtungen sowie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf im Grunde
nicht von der Art des Finanzierungsmodells abhängen. 6

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Der Nationalrat nahm diskussionslos ein Postulat Wanner (fdp, SO) an, welches den
Bundesrat beauftragt, die Verordnung über den Paritätslohnanspruch in der
Landwirtschaft in dem Sinn zu ändern, dass die Bewertung der Frauenarbeit mit jener
der Männer gleichgesetzt wird. 7

POSTULAT
DATUM: 19.06.1992
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat Aeppli (sp, ZH), welches den Bundesrat bittet, den Räten einen Bericht
über die gesamtgesellschaftlich geleistete bezahlte und unbezahlte Arbeit und ihre
Aufteilung zwischen Frauen und Männern vorzulegen und konkrete Massnahmen
vorzuschlagen, die zu einer gerechteren Verteilung der bezahlten und unbezahlten
Arbeit beitragen, wurde vom Nationalrat stillschweigend angenommen. 8

POSTULAT
DATUM: 04.10.1996
MARIANNE BENTELI

Ausgehend von der Feststellung, dass sich in der Schweiz immer mehr Frauen
selbständig machen, ersuchte Nationalrätin Fetz (sp, BS) den Bundesrat mit einem
überwiesenen Postulat, einen Bericht über diese Unternehmerinnen zu erstatten und
dabei insbesondere darzulegen, von welchen Beratungs- und
Finanzierungsmöglichkeiten der öffentlichen Hand sie Unterstützung erwarten können
und mit welchen Massnahmen und Empfehlungen sie besser gefördert werden
könnten. 9

POSTULAT
DATUM: 03.10.2003
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat befasste sich gewissermassen mit den Voraussetzungen für die
Lohngleichheit. Heim (sp, SO) bat den Bundesrat aufzuzeigen, wie der Erwerb von
ausserberuflich erworbenen Schlüsselkompetenzen für die Anstellung und die
Lohneinreihung in der Bundesverwaltung berücksichtigt werden könne. Der Bundesrat
antwortete, es gebe diese Richtlinien bereits, doch sei deren Anwendung Sache der
Departemente und Ämter. Die daraus resultierende Unverbindlichkeit der Richtlinien
genügte dem Nationalrat nicht, weshalb er das Postulat mit 87 zu 67 Stimmen
überwies. 10

POSTULAT
DATUM: 08.03.2007
MARIANNE BENTELI

In der Herbstsession überwies der Nationalrat mit 105 zu 78 Stimmen ein Postulat der
Grünen Fraktion, mit welchem der Bundesrat beauftragt wurde, die Auswirkungen des
Konjunkturprogramms aus Gender-Sicht zu untersuchen. In einem entsprechenden
Bericht soll er unter anderem aufzeigen, wie sich die Stabilisierungsmassnahmen zur
Stützung der Konjunktur in den Bereichen Erhalt und Schaffung von Arbeitsplätzen,
Entlassungen, Kurzarbeit, Umsetzung und Wirkung von Weiterbildungsmassnahmen auf
Frauen und Männer auswirken. 11

POSTULAT
DATUM: 15.09.2009
ANDREA MOSIMANN

Überwiesen hat der Nationalrat im April ein Postulat Kiener Nellen (sp, BE) zur
Frauenförderung in technischen und naturwissenschaftlichen Lehrgängen und
Berufen. Der Bundesrat wurde damit aufgefordert, Lösungsvorschläge zu präsentieren,
wie die Untervertretung von Mädchen und Frauen in den erwähnten Berufsgruppen in
Zusammenarbeit mit den Kantonen bekämpft werden könnte. Bei den Beratungen im
Nationalrat sprachen sich die gesamte SVP-Fraktion sowie einige Politiker aus den CVP-
und FDP-Fraktionen gegen den Vorstoss aus. Nationalrat Bortoluzzi (svp, ZH) wehrte
sich gegen eine staatliche Einflussnahme auf die Berufswahl; solange der Zugang zu den
Berufen allen unabhängig vom Geschlecht zustehe, seien weitere Massnahmen unnötig.
Dennoch fand das Postulat eine Mehrheit von 102 zu 68 Stimmen. 12

POSTULAT
DATUM: 14.04.2011
ANITA KÄPPELI
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Der Bundesrat soll einen Bericht zur Situation der Frauen in der Landwirtschaft
erstellen. Dieser Auftrag erteilte ihm der Nationalrat durch die Annahme eines Postulats
Graf (gp, BL). Die Landesregierung wurde damit insbesondere aufgefordert, Angaben
zur ökonomischen, rechtlichen und sozialen Stellung der Frauen im
landwirtschaftlichen Bereich, zu den geschlechterspezifischen Besitzverhältnissen und
dem Ausmass an unbezahlter Arbeit durch Frauen in der Landwirtschaft zu machen. 13

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
ANITA KÄPPELI

In Reaktion auf eine vom BSV in Auftrag gegebene Studie des Büro BASS, die gezeigt
habe, dass etwas mehr als jedes zehnte Arbeitsverhältnis wegen der Geburt eines
Kindes aufgelöst werde – in gegenseitigem Einverständnis oder durch Kündigung durch
den Arbeitgebenden –, verlangte Marco Romano (cvp, TI) vom Bundesrat die Erstellung
eines Berichts zu Entlassungen von Müttern nach Ablauf der 16-wöchigen Schutzfrist.
Der Bundesrat folgerte seinerseits nach Kenntnis der BASS-Studie, dass es nur in einer
Minderheit der Fälle zu Problemen komme und die bestehenden Regelungen
ausreichend Schutz gegen missbräuchliche Kündigungen bieten würden. Er beantragte
deswegen die Ablehnung des Postulats. 14

POSTULAT
DATUM: 06.03.2020
MARLÈNE GERBER

Ebenso wie ein Postulat Romano (cvp, TI; Po. 19.4525) forderte auch ein Postulat
Porchet (gp, VD) eine Verbesserung der Informationsgrundlage über den Ausstieg aus
dem Erwerbsleben nach der Niederkunft. So berief sich auch Léonore Porchet auf die
Studie des Büro BASS, die sich schwerpunktmässig mit Erwerbsunterbrüchen vor der
Geburt befasst hatte, aber auch gewisse Rückschlüsse auf die Situation nach der
Geburt zuliess. Es sei jedoch etwa unklar geblieben, inwiefern die Mütter nicht an ihren
Arbeitsplatz zurückgekehrt waren, weil eine Pensumsreduktion von den Arbeitgebenden
ausgeschlagen worden war, so die Postulantin. Es brauche vertiefte Studien zu den
Gründen, weswegen Frauen den Arbeitsmarkt nach Geburt eines Kindes verliessen,
denn nur so werde es gelingen, qualifizierte Arbeitskräfte auch im Arbeitsmarkt zu
halten. Der Bundesrat betonte, dass auch ihm der Erhalt von Fachkräften im
Arbeitsmarkt ein Anliegen sei, erachtete die Gründe für einen Erwerbsunterbruch nach
der Geburt mit der erwähnten Studie jedoch bereits als ausreichend belegt, weswegen
er das Postulat zur Ablehnung empfahl. 15

POSTULAT
DATUM: 06.03.2020
MARLÈNE GERBER

Das von Samira Marti (sp, BL) im September 2019 eingereichte Postulat «Erfassung des
Gender Overall Earnings Gap und anderer Indikatoren zu geschlechterspezifischen
Einkommensunterschieden» fordert vom Bundesrat einen Bericht zur Klärung des
sogenannten «Gender Overall Earnings Gap» (GOEG), ein Indikator, mit dem
Unterschiede zwischen den Lohngehältern von Mann und Frau ebenso wie
Unterschiede betreffend das Erwerbsvolumen respektive das Arbeitspensum
angegeben werden. Darüber hinaus soll der Bericht darlegen, wie Daten zu unbezahlter
Arbeit erhoben und veröffentlicht werden können. Zur Beseitigung von Ungleichheiten,
so begründete Marti ihr Anliegen, sei eine solide Datenlage nötig, mit der regelmässige
Vergleiche über bestimmte Zeitperioden ermöglicht würden. Damit könne man dann
entsprechende Fortschritte oder Rückstände messen.
Der Bundesrat nahm im November 2019 Stellung, wobei er sich zu einer Erarbeitung
eines Berichts bereit erklärte und das Postulat zur Annahme empfahl.
Diana Gutjahr (svp, TG) bekämpfte im Dezember 2019 das Anliegen. Die dadurch nötig
gewordenen Diskussion und Abstimmung erfolgten in der Sommersession 2020. Gutjahr
sprach sich entschieden für die Lohngleichheit aus, betonte aber, dass nicht nur allein
zwischen den Geschlechtern Lohnunterschiede existieren würden. Zudem erhebe
Eurostat den GOEG seit 2002 im Vierjahresrhythmus was eine Erhebung seitens der
Schweiz überflüssig mache. Die Schweiz könne genauso gut auf die Eurostat-Daten
zugreifen. Bundesrat Alain Berset argumentierte im Anschluss, dass die zusätzliche
Erhebung der von Marti geforderten Daten problemlos und ohne Zusatzkosten erfolgen
könne, da vom BFS die dafür benötigten Instrumente und teilweise auch die Daten
bereits vorhanden seien. Er erhoffte sich ferner, damit nicht nur zusätzliche
Transparenz zu schaffen, sondern auch Erkenntnisse zu Ungleichheiten bezüglich AHV
und Pensionskassen zu gewinnen. Er empfahl das Postulat deshalb zur Annahme. Der
Nationalrat folgte dieser Empfehlung mit 103 zu 84 Stimmen. Abgelehnt wurde das
Postulat von einer fast geschlossenen SVP-Fraktion sowie einigen Angehörigen der
Fraktionen der Mitte und der FDP. 16

POSTULAT
DATUM: 18.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Sibel Arslan (basta, BS) zitierte aktuelle Zahlen des BFS, um ihr Postulat zur Förderung
des beruflichen Wiedereinstiegs von Frauen zu begründen: Gemäss dem BFS blieben
Frauen dem Arbeitsmarkt aufgrund einer Familienpause im Durchschnitt fünfeinhalb
Jahre fern, wobei das beruflich erworbene Know-How an Wert verliere. Die durch den
Bund beschlossenen Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung seien zwar
wichtig, aber an sich nicht ausreichend, um Frauen den beruflichen Wiedereinstieg zu
erleichtern, so die Basler Nationalrätin. Deswegen verlangte sie in ihrem Vorstoss vom
Bundesrat die Erarbeitung einer Gesamtstrategie und eines Massnahmenplans –
abgestimmt auf die unterschiedlichen Verhältnisse und Bedürfnisse der Frauen. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, welches jedoch in der
Frühjahrssession 2021 von Therese Schläpfer (svp, ZH) bekämpft wurde, unter anderem
weil sie befürchtete, dass dadurch «die Mütter oder die Kinder [...] von der Familie
entfernt» würden. Ihre ablehnende Haltung wurde in der Sommersession von einer
grossen Mehrheit der FDP-Fraktion sowie von der fast einstimmigen SVP-Fraktion
unterstützt – die SVP-Vertretenden Amaudruz (GE) und Addor (VS) enthielten sich der
Stimme. Die restlichen Ratsmitglieder befürworteten das Postulat, sodass dieses mit 117
zu 71 Stimmen angenommen wurde. 17

POSTULAT
DATUM: 01.06.2021
MARLÈNE GERBER

Gemäss einer Unicef-Studie aus dem Jahr 2019 ist die Schweiz das
familienunfreundlichste Land in Europa – neben den hohen Kosten für die
familienexterne Kinderbetreuung unter anderem auch wegen der Kürze bestehender
Urlaubsmöglichkeiten bei der Geburt eines Kindes. Auf diesen Umstand wies die SGK-
NR hin, als sie ein Postulat lancierte, das die volkswirtschaftlichen Auswirkungen einer
Elternzeit in einem Bericht aufzeigen sollte. Beschlossen hatte die Kommission ihren
Vorstoss während der Beratung einer parlamentarischen Initiative Bertschy (glp, BE), die
bestehend zum 14-wöchigen Mutterschaftsurlaub einen gleich langen, bezahlten
Vaterschaftsurlaub einführen wollte (Pa.Iv. 20.472). Die SGK-NR begründete ihren
Vorstoss damit, dass bislang keine volkswirtschaftliche Studie bestehe, die den Status
quo in der Schweiz mit anderen in Europa praktizierten Modellen vergleiche und die
«neben den breit diskutierten Kosten auch eine Abschätzung des Nutzens» – etwa in
Bezug auf die Steuereinnahmen, die Altersvorsorge, die Ergänzungsleistungen oder die
Amortisation der Ausbildungskosten – vornehme. Bei den zu überprüfenden Varianten
soll der bestehende Mutterschaftsurlaub nicht verhandelbar sein. Zu prüfen seien
demnach folgende Modelle: Gleiche Elternzeit für beide Elternteile (etwa 14/14 oder
18/18) sowie eine zum bestehenden Mutterschaftsurlaub ergänzende Elternzeit,
entweder mit bestimmten Pflichtanteilen für beide Elternteile oder eine frei aufteilbare
Elternzeit. Der Bundesrat empfahl die Annahme des Postulats.
In der Herbstsession 2021 lag dem Nationalrat ein Minderheitsantrag Aeschi (svp, ZG)
auf Ablehnung des Vorstosses vor. Der Zuger SVP-Nationalrat ortete aufgrund der jüngst
erfolgten Annahme eines zweiwöchigen Vaterschaftsurlaubs an der Urne eine
Salamitaktik. Die Minderheit lehnte die Forderung des Postulats ab, weil sie die zu
überprüfenden Modelle als zu weitgehend erachtete. Das Postulat passierte den
Nationalrat mit 110 zu 67 Stimmen (3 Enthaltungen). Neben der geschlossen gegen das
Postulat stimmenden SVP-Fraktion stand auch eine Mehrheit der FDP.Liberalen-
Fraktion für ein Nein ein. 18

POSTULAT
DATUM: 23.06.2021
MARLÈNE GERBER

Der Nationalrat nahm in der Herbstsession 2022 ein Postulat seiner WBK für einen
Bericht und eine Strategie zur Steigerung des Frauenanteils in MINT-Berufen in
Erfüllung einer Petition (Pet. 21.2039) aus der letztjährigen Frauensession an. Weiterhin
seien Frauen in MINT- und vorrangig Informatikberufen im internationalen Vergleich
unterrepräsentiert, was sich auch nach Massnahmen seitens des Bundes im letzten
Jahrzehnt kaum verändert habe. Konkret forderte der Vorstoss den Bundesrat auf,
einen Bericht mit quantitativen Zielen und der Evaluation bestehender und neuer
Massnahmen auf kantonaler und Bundesebene zur Steigerung des Frauenanteils in
MINT-Berufen zu verfassen. Durch die vermehrte Einbindung von Frauen in MINT-
Berufe könne unter anderem dem ausgeprägten Fachkräftemangel in dieser Branche
gegengesteuert und der Wirtschaftsstandort Schweiz auch in Zukunft gestärkt werden.
Der Bundesrat hatte entgegnet, dass insbesondere auf der Sekundarstufe II und auf
Tertiärstufe bereits viele Massnahmen ergriffen worden seien. Auch werde die
Chancengleichheit schon in einem ausreichenden Ausmass im Rahmen des
Bildungsmonitorings analysiert, weshalb der geforderte Bericht nicht nötig sei.
Entgegen der Empfehlung des Bundesrats stärkte die Nationalratsmehrheit ihrer WBK
den Rücken. Der Vorstoss wurde mit 114 zu 64 Stimmen bei 10 Enthaltungen von den
geeinten Fraktionen der SP, der Grünen und der Grünliberalen mit Unterstützung aus

POSTULAT
DATUM: 30.06.2022
VIKTORIA KIPFER
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den Fraktionen der Mitte und der FDP.Liberalen angenommen. Lediglich die SVP-
Fraktion lehnte das Postulat geschlossen ab. Die FDP.Liberale-Fraktion zeigte sich
gespalten. 19

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Die FDP.Liberale-Fraktion widmete sich in einem Postulat der Gleichstellung in der
Berufsbildung. Sie forderte, dass der Bundesrat in einem Bericht aufzeigt, inwiefern
sich die Inhalte der vom Bund anerkannten Ausbildungsprogramme bezüglich der
unternehmerischen Kompetenzen – Buchhaltung, Führung von Teams und Management
– unterscheiden. Der Bundesrat solle insbesondere auf die diesbezüglichen
Unterschiede zwischen typischen Männerberufen und typischen Frauenberufen achten.
Da den unternehmerischen Aspekten in Ausbildungen etwa des Pflegefachpersonals
oder der Fachangestellten Betreuung noch zu wenig Rechnung getragen werde, solle
der Bundesrat vorschlagen, wie auch in diesen Ausbildungen solche Faktoren besser
integriert werden können.
Nachdem der Bundesrat die Annahme des Postulats beantragt hatte, stimmte die
grosse Kammer dem Anliegen in der Frühjahressession 2021 stillschweigend zu. 20

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Hochschulen

Die Mehrheit der WBK-NR forderte mit einem im April 2022 eingereichten Postulat eine
Bestandesaufnahme zu den Themen Prekarität, Gleichstellung und akademischer
Nachwuchs beim Mittelbau der Schweizer Hochschulen. Der Bundesrat solle dabei
insbesondere prüfen, ob mehr stabile Stellen für Postdoc-Forschende geschaffen
werden können. Zudem bat die Kommission um Antworten auf eine Reihe von Fragen,
so beispielsweise, mit welchen Massnahmen gleichzeitig die Prekarität bekämpft und
die Gleichstellung in der Nachwuchspolitik gefördert werden kann und welche
Gesetzesänderungen notwendig wären, um mehr von ebendiesen stabilen Stellen
(bswp. Tenure-Track-Professuren oder Lehr- und Forschungsbeauftragte) zu schaffen.
Nicht zuletzt wurde auch die Kompetenzaufteilung angesprochen: Die WBK-NR wollte
wissen, welche Handlungen ergriffen werden müssten, um auch die Kantone von diesen
Plänen zu überzeugen. Eine starke Minderheit um Christian Wasserfallen (fdp, BE)
beantragte die Ablehnung des Postulats. Auch der Bundesrat sprach sich für dessen
Ablehnung aus. Er verwies zum einen auf die diesbezügliche Zuständigkeit der
Hochschulen respektive des ETH-Rates. Zum anderen rief er in Erinnerung, dass die
zuständigen Institutionen – die Hochschulen und der SNF – auf Basis des Berichts
«Massnahmen zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses in der Schweiz» in
Erfüllung des Postulats 12.3343 der WBK-SR bereits einiges unternommen hätten, um
die Situation des akademischen Nachwuchses zu verbessern. Schliesslich wies der
Bundesrat auch darauf hin, dass die grosse Mehrheit des akademischen Nachwuchses
nicht an den Hochschulen bleiben werde, sondern in anderen Bereichen wie der
Privatwirtschaft oder der Verwaltung arbeiten werde. Um diese Personen zu
unterstützen, hätten die Hochschulen ebenfalls bereits Massnahmen getroffen, wie
etwa im Bereich der Laufbahnberatung.
Das Geschäft gelangte in der Sommersession 2022 in den Nationalrat. Dort erläuterte
Sandra Locher Benguerel (sp, GR) seitens der Kommissionsmehrheit, dass dieses
Postulat auf zwei Petitionen zurückgehe, wovon eine aus der Frauensession (Pet.
21.2051) und eine aus Mittelbau-Kreisen der Universitäten (Pet. 21.2026) stammte. Die
Kommissionssprecherin bemängelte, dass 80 Prozent des wissenschaftlichen Personals
der Hochschulen lediglich über befristete Verträge verfüge, wobei die Gehälter zudem
oft niedrig seien. Viele Forschende brächen daher ihre wissenschaftliche Karriere ab.
Dies käme einer Talentabwanderung gleich und schwäche in der Folge das Potential der
Schweizer Wissenschaft und des Wirtschaftsstandorts Schweiz. Vor dem Hintergrund
der Nichtassoziierung der Schweiz an Horizon Europe verschärfe sich diese Problematik
zudem weiter. Christian Wasserfallen schätzte die Situation ganz anders ein. Seitens
der Kommissionsminderheit argumentierte er, dass die Forschung nun einmal
projektorientiert funktioniere; die geforderten Festanstellungen liefen diesem System
zuwider. Die Forderung der Kommissionsmehrheit führe dazu, dass die
entsprechenden Personen festangestellt und sodann an Projekten mitarbeiten würden,
für die sie eventuell gar keine Expertise oder das notwendige Interesse mitbringen

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.23 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



würden. Es sei auch nicht zielführend, die Forschenden in «eine Akademikerkarriere
hineinzubugsieren, wenn sie sowieso keine Chance haben, auf der Karriereleiter nach
oben zu kommen». Wasserfallen schloss seine Ausführungen mit der Kritik, dass die
Kommissionsmehrheit die Anstellungsbedingungen an den Hochschulen bestimmen
wolle; dies sei nichts anderes als Mikromanagement. Die Mehrheit des Nationalrats
sprach sich dennoch für Annahme des Postulates aus; dem Vorstoss stimmten 105
Personen zu, 73 stimmten dagegen und 3 enthielten sich der Stimme. Die ablehnenden
Stimmen stammten von den fast geschlossen stimmenden SVP- und FDP.Liberalen-
Fraktionen sowie von einer Person aus der Mitte-Fraktion. 21

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Im Oktober 2021 reichte die WBK-NR mit einer knappen Mehrheit von 11 zu 10 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) ein Postulat ein, mit dem sie den Bundesrat aufforderte, in den
verschiedenen Sektoren und Institutionen des Kulturbereichs systematisch Daten zur
Ungleichheit zwischen den Geschlechtern zu erheben und auf Bundesebene gezielte
Massnahmen festzulegen, mit denen diese abgebaut werden. Valentine Python (gp, VD)
führte für die Kommissionsmehrheit aus, dass die Verbesserung der Chancengleichheit
von Frauen und Männern im Kulturbereich als Ziel in der Kulturbotschaft 2021-2024
festgelegt worden sei. Im Zuge dessen seien erste Daten erhoben worden, die auf
grosse Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern im Kulturbereich hindeuten – sei es
bei der Besetzung von Führungspositionen, der Programmgestaltung oder dem
Einkommen. Problematisch sei dabei, dass die derzeitige Datenlage nur Tendenzen
abbilden könne, wie die Waadtländerin argumentierte. Für eindeutige
Schlussfolgerungen, wie etwa Gründe für die Ungleichheit, seien umfassendere Daten
unabdingbar. 
Andreas Gafner (edu, BE), welcher den Minderheitsantrag von Diana Gutjahr (svp, TG),
welche sich zu dieser Zeit im Mutterschaftsurlaub befand, übernommen hatte,
verlangte, das Postulat abzulehnen, da der Bundesrat diese Aufgabe bereits mit der
Umsetzung der Gleichstellungsstrategie 2030 wahrnehme. Kulturminister Alain Berset
erklärte die Position des Bundesrates, der ebenfalls die Ablehnung des Postulats
empfahl, weil das BAK sowie das BFS bereits daran seien, in diesem Bereich Daten zu
erheben. Um hingegen die Forderungen des Postulats umzusetzen, müsste man die
bisher erhobenen Daten vertiefen, was mit enormem Aufwand und hoher Ineffizienz
verbunden wäre.
Der Nationalrat folgte in der Frühjahrssession 2022 dem Bundesrat und der
Kommissionsminderheit und lehnte das Postulat mit 90 zu 83 Stimmen ab. Die
Fraktionen der SVP und der FDP.Liberalen sprachen sich geschlossen gegen den
Vorstoss aus. Unterstützt wurden sie von einer zwei Drittel-Mehrheit der Mitte-Fraktion
und von einem Mitglied der SP-Fraktion. 22

POSTULAT
DATUM: 17.03.2022
SARAH KUHN
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